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Es hätte ein dankbares Geschäft
für den asylgeplagten Justizmi-
nister Beat Jans werden können.
Denn eigentlich sind sich alle ei-
nig: Das Leid von Kindern, die
unter fragwürdigen Umständen
aus dem Ausland adoptiert wor-
den sind, darf sich nicht wieder-
holen. Gemäss neusten Erkennt-
nissen sind zwischen 1970 und
1999wohlmehrereTausend Kin-
der aus dem Ausland durch Kin-
derhandel,mit gefälschtenDoku-
menten, fehlendenHerkunftsan-
gaben oder durch andere illegale
Praktiken zur Adoption in die
Schweiz gebracht worden.

Der Bundesrat schlägt des-
halb vor, Adoptionen aus dem
Ausland künftig zu verbieten.
«Bei Adoptionen ist das Wohl
des Kindes höher zu gewichten
als der Kinderwunsch derAdop-
tiveltern», sagte Jans Ende Janu-
ar, als er dasAnsinnen vorstellte.
Jans und der Bundesrat stützten

sich bei ihrem Entscheid auch
auf die Erkenntnisse einer Ex-
pertengruppe. Diese kam zum
Schluss, dass Missbräuche bei
Auslandsadoptionen nie ganz
ausgeschlossenwerden können.

«Übers Ziel
hinausgeschossen»
Doch nun grätscht das Parla-
ment dem Justizminister dazwi-
schen. Heute wird der National-
rat höchstwahrscheinlich eine
Motion seiner Rechtskommissi-
on annehmen, die dem Bundes-
rat ein solches Verbot verbieten
will. In der Rechtskommission
sprachen sich alle Parteivertre-
ter ausser Jans’ Parteikollegen
der SP für dieses Vorgehen aus.
EinVerbotwürde die betroffenen
Familien stigmatisieren, fand die
grosse Mehrheit.

«Der Bundesrat ist hier ein-
deutig übers Ziel hinausgeschos-
sen», sagt SVP-Nationalrätin

Nina FehrDüsel. Es gebe jährlich
rund 30 Fälle vonAuslandsadop-
tionen in der Schweiz.Angesichts
dieser Fallzahlen mache ein Ver-
bot keinen Sinn. Zudem gebe es
auch viele Fälle, in denen Adop-
tionen für alle Beteiligten ein Ge-
winn sei, so Fehr Düsel.

Die grüne Nationalrätin Si-
bel Arslan spricht sich eben-
falls gegen das vom Bundes-
rat angestrebte Adoptionsver-
bot aus. «Verbieten nützt nichts,
umMissbräuche zu bekämpfen»,
sagt sie.Als Antwort auf die teil-
weise krassen Missbräuche in
der Vergangenheit brauche es
strengere Rahmenbedingungen,
weitereAufarbeitung, harte Stra-
fen für die Täter und Unterstüt-
zung für Betroffene, etwa bei der
Suche nach den leiblichen Eltern.

Was Jans und seine Leute of-
fensichtlich zu wenig bedacht
hatten: ImNationalrat selber gibt
es zwei Direktbetroffene, die sich

ebenfalls gegen ein solches Ad-
optionsverbot einsetzen. EVP-
Nationalrat Nik Gugger wurde
in Indien geboren und von ei-
nemSchweizer Paar adoptiert. Er
sieht seine Adoption als gelun-
gen an und bezeichnet sein Le-
ben als Glücksfall. «Ich hatte ein
liebevolles Umfeld und habe Kar-
riere gemacht», sagte er dieser
Redaktion vor einigen Wochen.
Gugger hatte eine Petition lan-
ciert und mehrere Tausend Un-
terschriften gegen das drohen-
de Adoptionsverbot gesammelt.

Vorbehalte gibt es
selbst in der SP
Der zweite Direktbetroffene ist
Mitte-Nationalrat StefanMüller-
Altermatt, der vor kurzem einen
BubenmitTrisomie 21 ausArme-
nien adoptiert hat. Er sagt: «Die
Adoption war das Beste, was ich
in meinem Leben getan habe.»
Müller-Altermatt ist überzeugt,

dass es besser gewesen wäre,
«von Anfang an das Adoptions-
recht zu verbessern, statt über
ein Verbot zu reden». Dem Bun-
desrat attestiert derMitte-Natio-
nalrat zwar guteAbsichten: Beat
Jans habe eine breite Diskussion
anstossen wollen. «Doch er ver-
gass,wervon einem solchenVer-
bot betroffen wäre: Eltern und
Kinder.» Das sei einfach sehr
emotional.

Selbst in Jans’ eigener Partei,
der SP,willman sich nicht vorbe-
haltlos hinter dasAdoptionsver-
bot stellen. Sie lehne die Kom-
missionsmotion zwar ab, sagt
SP-Nationalrätin Tamara Funi-
ciello. Allerdings nicht, weil sie
Adoptionen unbedingt verbie-
tenwolle, sondernvielmehr,weil
sie das Vorgehen der Kommis-
sionsmehrheit befremde. «Ein
Verbot zu verbieten, das noch
gar nicht in Kraft ist, ist doch
seltsam.» Bevor die Politik zu

einem derart emotionalen und
wichtigen Thema Stellung be-
ziehe, müssten sich alle seriös
mit dem Thema auseinander-
setzen. Erst dann könne auch sie
entscheiden, ob sie für oder ge-
gen ein Verbot von Adoptionen
aus dem Ausland sei.

Eine solcheDebatte dürfte oh-
nehin stattfinden.DerBundesrat
lässt derzeit nicht nur eine Vor-
lage ausarbeiten, um Adoptio-
nen zu verbieten. Parallel dazu
will er auch Massnahmen erar-
beiten lassen, um das Adopti-
onsverfahren strenger zu regeln.
Beide Lösungsvorschlägewill er
in dieVernehmlassung schicken.
«Damit soll die angestrebte brei-
te gesellschaftliche Diskussion
erreicht werden», schreibt der
Bundesrat in einer Stellungnah-
me zur Motion, die sein Adopti-
onsverbot verhindern will.

Anja Burri

Beat Jans will Adoptionen im Ausland abschaffen – das Parlament bremst ihn aus
Motion der Rechtskommission Der Bundesrat dürfte mit seinem Adoptionsverbot scheitern, auch an zwei Direktbetroffenen.

Charlotte Walser

Als Donald Trump Anfang April
seine Zollpläne bekannt gab,war
die Schweiz konsterniert. Für
hiesige Güter kündigte der US-
Präsident Strafzölle von 31 Pro-
zent an. Der Bundesrat bemühte
sich umgehend darum, mit den
USA ins Gespräch zu kommen.
Ende Mai verabschiedete er ein
Verhandlungsmandat. Das er-
klärte Ziel von Bundespräsiden-
tin Karin Keller-Sutter ist es, die
Zölle wegzubringen – auch die
vorläufigen 10 Prozent.

Für einen «Deal»mit denUSA
ist der Bundesrat bereit, gewis-
se Agrarzölle zu senken, Han-
delshemmnisse etwa bei Me-
dikamenten abzubauen und
Produktezertifizierungen anzu-
erkennen. Auch Versprechen, zu
investieren, gehören zumAnge-
bot. Gestern hatten die National-
ratsmitglieder nun Gelegenheit,
dem Bundesrat Fragen zu stel-
len – oder als Fragen verkleide-
te Kritik vorzubringen.DerNati-
onalrat führte auf Basis dringli-
cher Vorstösse eine sogenannte
aktuelle Debatte.

«Bundesrat hat Strategie
der Anbiederung gewählt»
Harsche Kritik gab es von lin-
ker Seite. SP-Co-Präsident Cé-
dricWermuth sagte: «Anstatt die
Werte der Bundesverfassung zu
verteidigen, hat der Bundesrat
eine Strategie der Anbiederung
an die neuen Könige imWeissen
Haus gewählt.» Ein Einknicken
werde dazu führen, dass laufend
mit neuenMassnahmen gedroht
werde, um weitere Zugeständ-
nisse zu erzwingen.

Wermuth sprach über die
«Rückkehr des Autoritarismus
und den Aufstieg des neuen Fa-
schismus, verkörpert durch den
US-Präsidenten». Einigen beha-
ge es nicht,wennman die Dinge
beimNamen nenne.Doch das sei
die erste Notwendigkeit. Der SP-
Co-Präsident forderte eine Poli-
tik, die Haltung zeigt und Stel-
lung bezieht. «Wer es verpasst,
eine klare Ansage zu machen
und sich geopolitisch zu ent-

scheiden, der verpasst den Ruf
der Geschichte.» SP-National-
rat Fabian Molina bezeichnete
das Vorgehen des Bundesrates
gegenüber den USA als «Unter-
werfung».

Anders klang es bei den bür-
gerlichen Parteien. FDP-Frakti-

onschef DamienCottier lobte den
Bundesrat dafür, dass ermit den
USA den Dialog statt der Kon-
frontation suche. Erwies auf die
grosse Bedeutung der Schwei-
zer Exporte in die USA hin. Die
Schweiz habe ein massives In-
teresse an einem offenen inter-
nationalen Handel.

SVP-Nationalrat Franz Grüter
sagte, der Bundesrat habe bisher
«besonnen und entschlossen»
gehandelt. «Jetzt müssen Sie
den Sack aber zumachen», also
die Verhandlungen abschlies-
sen. Die USA seien nicht irgend-
ein Handelspartner, sagte Grü-
ter. Es handle sich umden zweit-
wichtigsten Exportmarkt. «Es
geht um viel.» Auch GLP-Präsi-
dent Jürg Grossen rief zu Prag-
matismus auf. «Wir sollten nicht
nachVergeltung rufen», sagte er.
Die Devise der GLP zu den Ver-

handlungen mit den USA laute:
«Verhandeln ja, aber nicht um je-
den Preis.»

Angesichts der Situation mit
den USA plädierten mehrere
Rednerinnen und Redner für
mehr Zusammenarbeit mit der
EU – und für das neue Vertrags-
paket. Grossen sagte, verläss-
liche Beziehungen mit der EU
seien nun doppelt wertvoll. Die
Bilateralen III seien eine grosse
Chance, «gerade jetzt». Die Ver-
träge schafften jene Souveränität
und Sicherheit, die die Schweiz
nun dringend brauche.

Drohende Zollkosten
von gegen 4Milliarden
Wermuth stellte fest, dass die
Schweiz nicht nur geografisch
im Herzen Europas liege, son-
dern auch politisch. Mitte-Na-
tionalrätin Elisabeth Schneider

Schneiter forderte die Schweiz
dazu auf, internationale Partner-
schaften – insbesondere jenemit
der EU – nicht als Belastung zu
verstehen.

Zu den dringlichenVorstössen
hatte der Bundesrat vor der De-

batte schriftlich Stellung genom-
men. Dabei nannte er auch Zah-
len zumöglichenAuswirkungen
der Zölle: Per Ende Mai waren
laut dem Bundesrat Schweizer
Exporte im Wert von 37 Milli-
arden Franken direkt von den
Zusatzzöllen betroffen, was zu
jährlichen zusätzlichen Zollzahl-
ungen von 3,85 Milliarden US-
Dollar führen könnte. Ein we-
sentlicher Teil dürfte über hö-
here Preise an die Abnehmer
weitergegeben werden, schrieb
die Regierung.

Im Rat stand Wirtschaftsmi-
nister Guy Parmelin Rede und
Antwort. Der Bundesrat beob-
achte die globalen Entwicklun-
gen mit Sorge, sagte er. Die
Machtpolitik werde zum bevor-
zugten Instrument. Parmelin rief
dazu auf, in diesen Zeiten einen
kühlen Kopf zu bewahren.

Cottier undWermuth streiten über die USA
Debatte um Strafzölle Wie soll die Schweiz auf Trumps Zölle reagieren?
Und was bedeuten die Turbulenzen für die Beziehungen zur EU? Darüber hat der Nationalrat diskutiert.

«Die Schweiz
hat einmassives
Interesse an
einem offenen
internationalen
Handel.»

Damien Cottier
FDP-Fraktionschef

«Wer es verpasst,
eine klare Ansage
zumachen und
sich geopolitisch
zu entscheiden, der
verpasst den Ruf
der Geschichte.»
Cédric Wermuth
SP-Co-Präsident

Plädiert für Dialog: FDP-Fraktionschef Damien Cottier (l.). SP-Co-Präsident Cédric Wermuth kritisiert den Bundesrat für seinen Umgang mit den Vereinigten Staaten. Fotos: Keystone
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Der Strom kommt aus der Steckdose. Wie er erzeugt werden soll, darüber herrscht Uneinigkeit. Foto: Vanessa Lam («20 Minuten»)

Edgar Schuler

Die energiepolitische Debat-
te dreht sich zunehmend um
die Versorgungssicherheit: Für
45 Prozent der Bevölkerung hat
sie oberste Priorität – noch vor
Preisfragen (29 Prozent) und Kli-
mazielen (26 Prozent).

Das zeigt eine neue Umfra-
ge des Forschungsinstituts GFS
Bern im Auftrag des Verbands
Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE). Die reprä-
sentative Befragungwurde zwi-
schen dem 11. und 21.März 2025
unter 1000 Stimmberechtigten
telefonisch und online durchge-
führt. Der statistische Fehlerbe-
reich beträgt ±3,1 Prozentpunkte.

Diese Verschiebung im ener-
giepolitischen Denken hat kon-
krete Folgen. Denn die Bevölke-
rung ist heute auch deutlich offe-
ner gegenüber der Kernenergie:
56 Prozent sprechen sich da-
für aus, die Diskussion über den
Neubau von Atomkraftwerken
wieder aufzunehmen.

Vor einem Jahr lag der Anteil
noch bei 49 Prozent. Die GFS-
Studie dokumentiert damit einen
klaren Trend – und sie bestätigt
frühere Befunde, etwa einerUm-
frage von Tamedia und Leewas
im September 2024.

Rückenwind
für SVP-Initiative
Im Fokus steht nun die Volks-
initiative «Jederzeit Strom für
alle (Blackout stoppen)». Sie ver-
langt, dass die Stromversorgung
in derSchweiz jederzeit gesichert
ist – und dass keineTechnologie
ausgeschlossenwird. Die Forde-
rung zielt auf das seit 2017 gel-
tende Verbot neuer Kernkraft-
werke im Kernenergiegesetz.

Gemäss Umfrage stossen die
Anliegen der Blackout-Initiative

auf breite Resonanz: 46 Prozent
der Befragten würden ihr zu-
stimmen, 48 Prozent lehnen sie
ab, 6 Prozent sind unentschlos-
sen. Die VSE-Studie ist der erste
Stimmungscheck zur Blackout-
Initiative seit ihrer Einreichung.
Sie zeigt, wie umkämpft die De-
batte künftig sein dürfte.

Besonders hoch ist die Zu-
stimmung im bürgerlichen La-
ger: Anhänger von SVP, FDP
und teilweise der Mitte befür-
worten die Vorlage mehrheit-
lich. Deutlich dagegen sind die
Wählerschaften von SP,GLPund

Grünen. Die Bruchlinie verläuft
entlang der bekannten ener-
giepolitischen Konfliktlinien –
doch sie ist weniger klar gezo-
gen als in früheren AKW-De-
batten.

Jan StockervomEnergie-Club
Schweiz sieht seine Initiative
durch die Umfrage gestützt: Ver-
sorgungssicherheit sei das zen-
trale Anliegen der Bevölkerung,
neue Grundlastkraftwerke daher
unverzichtbar. «Unsere Botschaft

ist klar:Wirwollen keinen fossi-
len Strom, sondern verlässliche
und umweltfreundliche Energie
aus modernen Atomkraftwer-
ken», sagt Stocker. Die 46 Pro-
zent Zustimmung wertet er als
solides Fundament.

Bundesrat will
Gegenvorschlag
Doch nicht nur die Initiativewill
dasAtomverbot kippen.DerBun-
desrat geht in dieselbe Richtung:
Mit seinem indirekten Gegenvor-
schlag will er das Verbot neuer
AKWaus demGesetz streichen –
allerdings ohne den übrigen For-
derungskatalog der Initiative zu
übernehmen. Die Vernehmlas-
sung wurde Anfang April 2025
abgeschlossen, die Auswertung
steht noch aus.

Der VSE, der die Umfrage in
Auftrag gab, unterstützt den Ge-
genvorschlag, lehnt aber die Ini-
tiative ab. Die Kernenergie kön-
ne auf lange Sicht ein Pfeiler
der Versorgungssicherheit sein
– kurzfristig jedoch nicht, so der
Tenor. Die Branche setzt weiter-
hin auf den Ausbau der erneu-
erbaren Energien, ergänzt um
technologieoffene Optionen für
die Zukunft.

Für den SVP-Nationalrat und
Energiepolitiker Christian Imark
bestätigt die Umfrage eine Ent-
wicklung, die sich seit länge-
rem abzeichne: «Mehr undmehr
wird der Bevölkerung bewusst,
dass die Versorgungssicherheit
im Zentrum stehen muss.»

Die Kernenergie müsse wie-
der diskutiert werden – nicht
aus Ideologie, sondern aus tech-
nischer Notwendigkeit: «Wenn
wir eine stabile und bezahlbare
Stromversorgung wollen, führt
an der Kernkraft auf Dauer kein
Weg vorbei – mit Ausnahme
derWasserkraft erfüllen andere

Energieträger die Anforderun-
gen nicht.»

Gegnerinnen und Gegner kri-
tisieren, dass eine Renaissance
der Kernenergie zu spät kom-
me, zu teuer sei – und den Aus-
bau der Erneuerbaren behin-
dern könnte.

74 Prozent der Befragten glau-
ben, dass neue AKW kurzfristig
nicht helfen. 57 Prozent befürch-
ten Kosten- oder Sicherheitspro-
bleme, 52 Prozent sehen eine Ge-
fahr für die Energiewende.

Der frühere SP-National-
rat und Energiepolitiker Roger
Nordmann hält eine Annahme
derBlackout-Initiative für höchst
unwahrscheinlich: «Fast jede Ini-
tiative verliert imVerlauf derDe-
batte an Zustimmung – und diese
hat schon jetzt keine Mehrheit.»

Für eine gesicherte Stromver-
sorgung setzt Nordmann auf ei-
nenmassivenAusbau der Photo-
voltaik, ergänzt durchWindkraft,
mehr Speicherseen,Netzausbau-
ten und Batterieanlagen.

Insgesamt zeigt die Umfra-
ge: Die Bevölkerung ist gespal-
tener denn je.Während sich das
linke Lager klar gegen die Rück-
kehr zur Kernkraft stellt, sehen
viele auf der bürgerlichen Seite
darin einen unverzichtbarenTeil
der Energiezukunft. Der Streit
dreht sich nicht nur umTechnik,
sondern auch umWerte und Zu-
kunftsbilder.

Blackout-Initiative:
Was jetzt politisch passiert
Ob die Blackout-Initiative am
Ende zur Abstimmung kommt,
ist offen. Das Initiativkomitee
kann die Initiative zurückziehen
– etwa wenn das Parlament ei-
nen Gegenvorschlag verabschie-
det, der die Initianten zufrieden-
stellt. Kommt es nicht dazu, ent-
scheidet das Volk.

BeimThema Energie ist
die Schweiz gespaltener denn je
Atomkraft Die Bevölkerung priorisiert die Versorgungssicherheit deutlich vor den
Klimazielen, wie eine Umfrage zeigt. Das hat Folgen für die Blackout-Initiative der SVP.

56 Prozent der
Befragten sprechen
sich dafür aus,
die Diskussion über
denNeubau von
Atomkraftwerken
wieder
aufzunehmen.

Cyberkriminelle haben bei der
Schweizer Dienstleistungsfirma
Chain IQ enorme Mengen Da-
ten erbeutet, die für verschie-
dene Grossfirmen ein massives
Sicherheitsrisiko darstellen. Be-
troffen sind unter anderem die
Grossbank UBS und die Privat-
bank Pictet.

Der Cyberangriff auf Chain
IQ – ein 2013 gegründetes Spin-
off der UBS –wurde vor ein paar
Tagen bekannt. Bislang liess die
Firma verlauten, man habe die
Situation unter Kontrolle. Nun
zeigt sich aber: Die Hacker haben
hochsensible Daten von Kunden
der Chain IQ gestohlen.

Solche Daten werden nun
im Darknet angeboten, wie am
Mittwoch auch die Zeitung «Le
Temps» berichtete. Dazu gehört
eine Datei mit Informationen zu
über 130’000 aktuellen und ehe-
maligen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der UBS, also wohl
allen Angestellten der Gross-
bank weltweit, inklusive CEO
Sergio Ermotti. Die Liste enthält
unter anderem Name und Vor-
name der Personen, die Mitar-
beitendennummer, die E-Mail-
Adresse, die geschäftliche Tele-
fonnummer, oftmals auch eine
Handynummerund die Funktion
der Personen. Zudem enthält die
Liste verschiedene interne Codes
wie zum Beispiel das Kürzel der
Kostenstelle derMitarbeiter und
eine Nummer der UBS-Nieder-
lassung, bei der sie arbeiten.

Die Firma Chain IQ hat ihren
Sitz in Zug und ist für zahlreiche
Grosskonzerne in über 20 Län-
dern tätig. Sie bietet Dienstleis-
tungen im Bereich des Beschaf-
fungsmanagements an. Verein-
facht gesagt übernimmt Chain
IQ für ihre Kunden Beschaffun-
gen bei Drittfirmen.

«Zutaten für
einen perfekten Sturm»
Aus dieser Tätigkeit stammen
Daten,welche die Genfer Privat-
bank Pictet betreffen. ImDarknet
sind Informationen verfügbar
zu über 200’000 Beschaffungen
und Einkäufe von Pictet in der
Schweiz und international. Sie
stammen aus den Jahren 2021 bis
2025 und beinhalten unter ande-
rem den genauen Zeitpunkt der
Beschaffung, den Preis, den Na-
men des Lieferanten und die Art
der beschafften Güter. Zudem
welche Unternehmenseinheit der
Pictet die Beschaffung auslöste
sowieweitere Informationen, die
nur intern bekannt sind.

SolcheDatenvonMitarbeiten-
den und Beschaffungen in den
falschen Händen seien ein gros-
ses Risiko für die betroffenen
Firmen, sagt Nick Mayencourt.

Er ist Chef der IT-Firma Dream-
lab und beschäftigt sich seit
30 Jahren mit Cybersicherheit.
«Das ist ein umfassender Infor-
mationsschatz, der es Kriminel-
len ermöglicht, gezielteAttacken
auf die Unternehmen respektive
derenAngestellte zu starten», er-
klärt Mayencourt.

Denkbar sei etwa, dass die In-
formationen dazu genutzt wer-
den, um Mitarbeitende dazu zu
bringen, Zahlungen an ein von
den Kriminellen kontrolliertes
Konto auszulösen. «Da kann es
dann schnell um hohe Geldbe-
träge gehen», sagt Mayencourt.
Auch könnten die Informatio-
nen dazu verwendet werden,
um Passwörter zu erbeuten, um
in die Systeme der Firmen ein-
zudringen.

Die betroffenen Firmenmüss-
ten in der nahen Zukunft mit
deutlich erhöhtem Risiko von
Angriffen und Phishing rech-
nen, sagt Mayencourt. Als So-
fortmassnahme rät er ihnen, ihr
Personal entschieden für die-
se Gefahren zu sensibilisieren.
Mittelfristigmüssten die Firmen
prüfen, gewisse Strukturen und
Abläufe anzupassen, um dieAn-
griffsfläche wieder zu reduzie-
ren. «Aktuell sind die erbeute-
ten Informationen die Zutaten
für einen perfekten Sturm», sagt
Mayencourt.

Hinter demHack steckt
die neue GruppeWorldleaks
Chain IQ betont in einem State-
ment,man nehme «die Situation
sehr ernst» und arbeite intensiv
daran, «Transparenz, Sicherheit
und Vertrauen aufrechtzuerhal-
ten». Betroffene Kunden, Mitar-
beiter und Partnerunternehmen
seien sofort informiert worden.
Die UBS schreibt auf Anfrage, es
seien «keinerlei Kundendaten
betroffen».

Hinter dem Hack auf die
Chain IQ steht die Hacker-Grup-
pe Worldleaks. Diese ging aus
zwei früheren Gruppen hervor
und ist vor wenigen Monaten
zum ersten Mal in Erscheinung
getreten.DieVorgängergruppie-
rungen hatten gemäss Bran-
chenportalen einen russischen
Hintergrund.

Die Hacker geben an, bei
Chain IQ fast zwei Millionen
Dateien im Umfang von über
900 Gigabyte erbeutet zu haben.
Die hier erwähnten Informatio-
nen vonUBS und Pictet sind also
nur ein kleines Fragment davon.
Zu den weiteren Kunden von
Chain IQ gehören etwa das Be-
ratungsunternehmenKPMGund
das Bauunternehmen Implenia.

Christian Brönnimann

Hacker stehlen Daten
über UBS-Mitarbeitende
Cyberangriff Im Darknet werden persönliche
Daten von 130’000 Angestellten angeboten.

Die Grossbank UBS wurde Opfer eines Hackerangriffs. Foto: Urs Jaudas


